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§ 44a Bgld. LVBG 2013

Bgld. LVBG 2013 - Burgenlandisches Landesvertragsbedienstetengesetz 2013

@ Berucksichtigter Stand der Gesetzgebung: 25.12.2024

(1) Der Dienstgeber kann mit Vertragsbediensteten nach einer mindestens sechswdchigen ununterbrochenen
Dienstverhinderung wegen Unfall oder Krankheit (Anlassfall) schriftlich eine Herabsetzung ihrer regelmaRigen
Wochendienstzeit um mindestens ein Viertel und héchstens die Halfte (Wiedereingliederungsteilzeit) fur die Dauer von
mindestens einem Monat bis zu sechs Monaten vereinbaren, wenn das Dienstverhdltnis ununterbrochen drei Monate
gedauert hat. Die Wiedereingliederungsteilzeit muss spatestens einen Monat nach dem Ende der Dienstverhinderung
im Sinne des ersten Satzes angetreten werden.

(2) Sofern weiterhin die arbeitsmedizinische ZweckmaRigkeit der Wiedereingliederungsteilzeit gegeben ist, kann
einmalig eine Verlangerung der Wiedereingliederungsteilzeit fir die Dauer von mindestens einem Monat bis zu drei
Monaten schriftlich vereinbart werden.

(3) Wahrend der Wiedereingliederungsteilzeit darf die vereinbarte regelmafiige Wochendienstzeit zwdIf Stunden nicht
unterschreiten und das der oder dem Vertragsbediensteten im Kalendermonat gebihrende Monatsentgelt muss Uber
dem im 8 5 Abs. 2 ASVG genannten Betrag liegen.

(4) FUr den Abschluss einer Vereinbarung gemal Abs. 1 mussen folgende Voraussetzungen vorliegen:

1. eine Bestatigung Uber die Dienstfahigkeit der oder des Vertragsbediensteten fur die Zeit ab Beginn der
Wiedereingliederungsteilzeit;

2. Beratung der oder des Vertragsbediensteten und des Dienstgebers Uber die Gestaltung der
Wiedereingliederungsteilzeit. Die Beratung erstreckt sich auch auf den zwischen der oder dem
Vertragsbediensteten und dem Dienstgeber zu vereinbarenden Wiedereingliederungsplan. Die Beratung kann
entfallen, wenn die oder der Vertragsbedienstete, der Dienstgeber und die Arbeitsmedizinerin oder der
Arbeitsmediziner nachweislich der Wiedereingliederungsvereinbarung und dem Wiedereingliederungsplan
zustimmen.

Der Wiedereingliederungsplan muss bei der Gestaltung der Wiedereingliederungsteilzeit bertcksichtigt werden. Der
Erstellung des Wiedereingliederungsplans ist eine Arbeitsmedizinerin oder ein Arbeitsmediziner beizuziehen. Die
Wiedereingliederungsteilzeit wird frihestens mit dem auf die Zustellung der Mitteilung Uber die Bewilligung des
Wiedereingliederungsgeldes nach 8 143d ASVG folgenden Tag wirksam. Die oder der Vertragsbedienstete kann eine
vorzeitige Ruckkehr zur urspringlichen regelmdBigen Wochenarbeitszeit schriftlich verlangen, wenn die
arbeitsmedizinische ZweckmaRigkeit der Wiedereingliederungsteilzeit nicht mehr gegeben ist. Die Ruckkehr darf
fruhestens drei Wochen nach der schriftichen Bekanntgabe des Beendigungswunsches der
Wiedereingliederungsteilzeit an den Dienstgeber erfolgen.

(5) Die Vereinbarung nach Abs. 1 hat Beginn, Dauer, Ausmal und Lage der Teilzeitbeschaftigung zu enthalten, wobei
die dienstlichen Interessen und die Interessen der oder des Vertragsbediensteten zu berucksichtigen sind. In der


file:///
https://www.jusline.at/gesetz/asvg/paragraf/5
https://www.jusline.at/gesetz/asvg/paragraf/143d

Vereinbarung nach Abs. 1 kann die regelmaRige Wochenarbeitszeit fur bestimmte Monate auch abweichend von der in
Abs. 1 geregelten Bandbreite der Herabsetzung festgelegt werden. Bei der Festlegung dieser abweichenden Verteilung
der Arbeitszeit darf das Stundenausmafl 30% der urspringlichen regelmaRBigen Wochenarbeitszeit nicht
unterschreiten. Eine ungleichmaliige Verteilung der vereinbarten Dienstzeit innerhalb des Kalendermonats ist nur
dann zulassig, wenn das vereinbarte Beschaftigungsausmall im Durchschnitt eingehalten und in den einzelnen
Wochen jeweils nicht um mehr als zehn Prozent unter- oder Uberschritten wird. Die Vereinbarung der
Wiedereingliederungsteilzeit darf - abgesehen von der befristeten Anderung der Arbeitszeit - keine Auswirkungen auf
die Aufgaben des Arbeitsplatzes der oder des Vertragsbediensteten haben.

(6) Wahrend einer Wiedereingliederungsteilzeit darf der Dienstgeber weder eine Dienstleistung Uber das vereinbarte
herabgesetzte BeschiftigungsausmaR (Mehrdienstleistung) noch eine Anderung der vereinbarten Lage der Arbeitszeit
anordnen. Ist im Monatsentgelt eine Abgeltung von zeitlichen Mehrleistungen enthalten, so ist das Monatsentgelt
entsprechend zu kirzen.

(7) Entfallt der Anspruch auf Auszahlung des Wiedereingliederungsgeldes, endet die Wiedereingliederungsteilzeit mit
dem der Entziehung des Wiedereingliederungsgeldes folgenden Tag.

(8)§ 45 Abs. 1ist anzuwenden. Wird eine Vereinbarung im Sinne des Abs. 5 zweiter Satz getroffen, so ist der
Monatsbezug entsprechend dem, bezogen auf die Gesamtdauer der Wiedereingliederungsteilzeit, durchschnittlich
vereinbarten BeschéaftigungsausmaR zu leisten. Allfdllige Ubergendisse, die sich aus einer vorzeitigen Beendigung der
Wiedereingliederungsteilzeit ergeben, sind nicht zurtickzufordern.

(9) Wird das Dienstverhaltnis wahrend der Wiedereingliederungsteilzeit beendet, so ist bei der Berechnung des
Ersatzanspruches im Sinne des § 38 Abs. 3 das volle Monatsentgelt zugrunde zu legen, das zum Beendigungszeitpunkt
ohne eine Vereinbarung im Sinne des Abs. 1 zugestanden ware.

(10) Fir die Dauer eines in die Wiedereingliederungsteilzeit fallenden Beschaftigungsverbotes nach den88 4 und 7
Bgld. MVKG, einer Karenz nach dem Bgld. MVKG, eines Prasenzdienstes nach 8 19 oder eines Ausbildungsdienstes
nach § 37 Abs. 1 Wehrgesetz 2001 oder eines Zivildienstes nach 8 6a Zivildienstgesetz 1986 ist die Vereinbarung uber

die Wiedereingliederungsteilzeit unwirksam.

In Kraft seit 10.07.2021 bis 31.12.9999

© 2025 JUSLINE
JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.

www.jusline.at


https://www.jusline.at/gesetz/bgld_lvbg_2013/paragraf/45
https://www.jusline.at/gesetz/bgld_lvbg_2013/paragraf/38
https://www.jusline.at/gesetz/bgld_lvbg_2013/paragraf/4
https://www.jusline.at/gesetz/bgld_lvbg_2013/paragraf/19
https://www.jusline.at/gesetz/bgld_lvbg_2013/paragraf/37
file:///

	§ 44a Bgld. LVBG 2013
	Bgld. LVBG 2013 - Burgenländisches Landesvertragsbedienstetengesetz 2013


